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Zu dem viel diskutierten Thema „Zinsanpassungsklauseln in Prämiensparverträgen“ liegen zwei neue Entscheidungen des OLG

Dresden vor (PMOLG Dresden Nr. 16/2021 vom 31.3.2021). Das OLG hat in den Verfahren 5MK 2/20 und 5MK 3/20 am 31.3.2021

über die Musterfeststellungsklagen, die der Verbraucherzentrale Sachsen e.V. gegen die Sparkasse Meißen und die Sparkasse

Vogtland eingereicht hat, entschieden. Der Verbraucherzentrale Sachsen e.V. begehrte mit der Klage die Feststellung der tat-

sächlichen und rechtlichen Voraussetzungen der Zinsberechnung bei von den Beklagten ausgereichten Sparverträgen „S-Prämi-

ensparen flexibel“. Das Urteil bestätigt im Wesentlichen die Ansicht des Klägers, dass die Beklagten bisher die Zinsen aus diesen

Sparverträgen falsch berechnet hätten. Der Senat geht weiter davon aus, dass die Zinsanpassungsklausel nicht wirksam sei und

die Verbraucherzentrale die Feststellung dieser Unwirksamkeit verlangen könne. Die dadurch entstehende Regelungslücke in

den Sparverträgen müsse in den individuellen Klagen der einzelnen Verbraucher auf der Grundlage eines angemessenen, in

öffentlich zugänglichen Medien abgebildeten Referenzzinsatzes, der dem konkreten Geschäft möglichst nahe kommt, gefüllt

werden. Den Anträgen, die Grundsätze der Zinsanpassung verbindlich zu definieren, wurde nicht entsprochen, weil die beson-

deren Bedingungen eines jeden einzelnen Vertrages zu berücksichtigen seien, weshalb sich eine generalisierende Feststellung

verbiete. Neben den Gerichten beschäftigt sich auch die BaFin mit den Zinsanpassungsklauseln. Am 29.1.2021 hat sie angekün-

digt, eine „Allgemeinverfügung bezüglich Zinsanpassungsklauseln bei Prämiensparverträgen“ erlassen zu wollen. Edelmann/

Schultheiß/Hölldampf setzen sich in der aktuellen Ausgabe kritisch mit den Grenzen der Eingriffsbefugnisse der BaFin gegenüber

Kreditinstituten nach § 4 Abs. 1a FinDAG auseinander.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Verschmelzungen/Spaltungen – Erfor-

derlichkeit eines Sonderbeschlusses der Vor-

zugs- und Stammaktionäre

a) Ungeachtet der Vorschriften des Umwand-

lungsgesetzes kann bei Verschmelzungen und

Spaltungen ein Sonderbeschluss der Vorzugs-

aktionäre nach § 141 Abs. 1 AktG erforderlich

sein.

b) Ein Sonderbeschluss der Stammaktionäre

nach § 65 Abs. 2 Satz 2 UmwG ist nicht erforder-

lich, wenn es neben den stimmberechtigten

Stammaktien als weitere Aktiengattung nur

stimmrechtslose Vorzugsaktien gibt.

c) Notariell zu beurkunden sind mit einem Spal-

tungsvertrag sämtliche Abreden, die nach dem

Willen der Beteiligten mit diesem ein einheitli-

ches Ganzes bilden, also mit ihm stehen und fal-

len sollen.

BGH, Urteil vom 23.2.2021 – II ZR 65/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-833-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Berechtigte Gegenabmahnung

a) Die Abmahnung unterliegt als vorprozessuale

Handlung nicht dem strengen Bestimmtheits-

grundsatz des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Es reicht

aus, wenn in der Abmahnung der Sachverhalt,

der den Vorwurf rechtswidrigen Verhaltens be-

gründen soll, genau angegeben und der darin

erblickte Verstoß so klar und eindeutig bezeich-

net wird, dass der Abgemahnte die gebotenen

Folgerungen ziehen kann.

b) Eine berechtigte Abmahnung ist nicht des-

halb rechtsmissbräuchlich, weil sie eine Reaktion

auf die Abmahnung eines vergleichbaren Ver-

stoßes ist.

BGH, Urteil vom 21.1.2021 – I ZR 17/18
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-833-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fristversäumung wegen krankheitsbe-

dingten Ausfalls des Anwalts

Der krankheitsbedingte Ausfall des Rechtsan-

walts am letzten Tag der Frist rechtfertigt für sich

genommen noch keine Wiedereinsetzung. An

einer schuldhaften Fristversäumung fehlt es nur

dann, wenn infolge der Erkrankung weder kurz-

fristig ein Vertreter eingeschaltet noch ein Ver-

längerungsantrag gestellt werden konnte; dies

ist glaubhaft zu machen (im Anschluss an Se-

natsbeschluss vom 20. Dezember 2017 – XII ZB

213/17, NJW-RR 2018, 383).

BGH, Beschluss vom 10.2.2021 – XII ZB 4/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-833-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Klagezustellung in einem EU-Mitglied-

staat

Die Zustellung der Klage in einem anderen EU-Mit-

gliedstaaterfolgt „demnächst“,wennderKläger sie

mit einer durch das Gericht einzuholenden Über-

setzung beantragt und den vom Gericht angefor-

derten Auslagenvorschuss unverzüglich einzahlt.

BGH, Urteil vom 25.2.2021 – IX ZR 156/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-833-4

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Düsseldorf: Facebook vs. BKartA –

EuGH-Vorlage zur Auslegung von Bestim-

mungen der DSGVO

Das OLG Düsseldorf hat am 24.3.2021 im Verfah-

ren VI-Kart 2/19 (V) über die Beschwerden von

Facebook gegen die Abstellungsverfügung des

Bundeskartellamts vom 6.2.2019 (B6 – 22/16)

verhandelt.

Das Amt hatte der irischen Facebook-Gesell-

schaft, welche die für kartellrechtswidrig erachte-

te Datenerhebung und Datenverwendung vor-

nimmt, ferner deren deutschen Schwestergesell-

schaft, zudem der amerikanischen Muttergesell-

schaft des Facebook-Konzern sowie schließlich

allenmit den drei genanntenGesellschaften „ver-

bundenen Unternehmen“ untersagt, nutzer- und

gerätebezogene Daten der Facebook-Nutzer, die

bei der gleichzeitigen Nutzung von WhatsApp,

Instagram und Oculus erhoben und gespeichert

werden, mit den Facebook-Daten zu verknüpfen

und zu verwenden, ferner die geräte- und nutzer-

bezogenen Daten, die bei dem Besuch dritter

Webseiten oder der Nutzung mobiler Apps drit-

ter Anbieter generiert werden (Facebook Busi-

ness Tools), zu verknüpfen und zu verwenden,

sofern der Facebook-Nutzer in diese Datenerhe-

bung und Datenverwendung nicht zuvor nach

den Bestimmungen der Datenschutz-Grundver-

ordnung (DSGVO) eingewilligt hat.

Hinsichtlich der Erwägungen, mit denen das

Amt seine Entscheidung in der angefochtenen

Verfügung begründet hatte, ist der Senat zu

dem Ergebnis gelangt, dass über die Face-

book-Beschwerden erst nach Anrufung des

Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH)

entschieden werden kann. Die Frage, ob Face-

book seine marktbeherrschende Stellung als

Anbieter auf dem bundesdeutschen Markt für

soziale Netzwerke deshalb missbräuchlich aus-

nutzt, weil es die Daten seiner Nutzer unter

Verstoß gegen die DSGVO erhebt und verwen-

det, kann ohne Anrufung des EuGH nicht ent-

schieden werden. Denn zur Auslegung europä-

ischen Rechts ist der EuGH berufen. Der Senat

folgt mit einer Vorlage der Anregung, die das

Bundeskartellamt selbst im Eilverfahren gegen

die angefochtene Amtsentscheidung geäußert

hatte.
(PM OLG Düsseldorf vom 24.3.2021)
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